BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 05. September 2011, X B 144/10

Festsetzung von Aussetzungszinsen - Beendigung des Zinslaufs durch Zahlung - Unterlassene Beiziehung von Akten -
Ubergehen von Beweisantrigen - Begriindungszwang bei der Nichtzulassungsbeschwerde

BFH X. Senat

AO & 237 Abs 1, AO § 237 Abs 2, FGO § 76 Abs 1 S 1, FGO § 96 Abs 2, FGO & 115 Abs 2 Nr 1, FGO & 115 Abs 2 Nr 2, FGO
§ 115 Abs 2 Nr 3,FGO § 116 Abs 3 S 3, FGO & 119 Nr 3, GG Art 103 Abs 1

vorgehend FG Koéln, 22. Juni 2010, Az: 14 K 16/09

Leitsatze

1. NV: Fur die Festsetzung von Aussetzungszinsen ist es grundsatzlich ohne Bedeutung, aus welchem Grund ein Antrag
auf Herabsetzung der festgesetzten Steuer endguiltig erfolglos bleibt .

2. NV: Der Steuerpflichtige hat --trotz gewahrter Aussetzung der Vollziehung-- die Mdglichkeit, den Zinslauf fur die
Aussetzungszinsen jederzeit durch Zahlung zu beenden .

Tatbestand

1 | Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision der Klager und Beschwerdefiihrer (Klager) richtet sich
gegen ein Urteil, mit dem das Finanzgericht (FG) eine Klage gegen die Festsetzung von Aussetzungszinsen nach 8§
237 Abs. 1 und 2, 238, 239 der Abgabenordnung (AO) abgewiesen hat. Die Klager begriinden ihre Beschwerde im
Wesentlichen damit, die Festsetzung von Aussetzungszinsen komme nach dem gesetzgeberischen Willen nicht in
Betracht, wenn allein durch Verschulden und willkirliches Verhalten des Beklagten und Beschwerdegegners
(Finanzamt --FA--) die Klager in dem der Aussetzung der Vollziehung zu Grunde liegenden Verfahren nicht hatten
obsiegen kdnnen. Weiter riigen sie Verfahrensmangel, namentlich die Verweigerung der Beiziehung bestimmter
Akten und der Gewahrung von Akteneinsicht sowie das Ubergehen von Beweisangeboten.

Entscheidungsgrunde

2 |l. Die Beschwerde hat keinen Erfolg. Sie ist jedenfalls unbegriindet, soweit sie sich gegen die Festsetzung der
Aussetzungszinsen an sich wendet (unten 1.); im Ubrigen ist sie unzulissig, da sie nicht den
Darlegungserfordernissen des § 116 Abs. 3 Satz 3 der Finanzgerichtsordnung (FGO) genlgt (unten 2. und 3.).

3 1. Die Zulassung der Revision ist nicht zur Sicherung der Rechtseinheit (8§ 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 FGO)
geboten.

4 a) Zwar ist die Revision gemaf? § 115 Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 FGO auch dann zuzulassen, wenn ein Rechtsfehler
des FG zu einer "greifbar gesetzwidrigen” Entscheidung gefiihrt hat. Voraussetzung hierfur ist, dass die
Entscheidung des FG in einem solchen Mafie fehlerhaft ist, dass das Vertrauen in die Rechtsprechung nur durch eine
hochstrichterliche Korrektur der finanzgerichtlichen Entscheidung wiederhergestellt werden kénnte (standige
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs --BFH--, z.B. Beschluss vom 17. Marz 2010 X B 118/09, BFH/NV 2010, 1277,
m.w.N.). Diese Voraussetzung kann etwa dann vorliegen, wenn das FG eine offensichtlich einschlagige
entscheidungserhebliche Vorschrift GUbersehen hat (vgl. BFH-Beschluss vom 28. Juli 2003 V B 72/02, BFH/NV 2003,
1597), wenn das Urteil jeglicher gesetzlichen Grundlage entbehrt oder wenn es auf einer offensichtlich Wortlaut
und Gesetzeszweck widersprechenden Gesetzesauslegung beruht (vgl. BFH-Beschluss vom 8. Februar 2006 111 B
128/04, BFH/NV 2006, 1116). Unterhalb dieser Schwelle liegende (auch erhebliche) Rechtsfehler reichen dagegen
nicht aus, um eine greifbare Gesetzwidrigkeit bzw. eine Willkirlichkeit der angefochtenen Entscheidung
anzunehmen (vgl. BFH-Beschluss vom 7. Juli 2005 IX B 13/05, BFH/NV 2005, 2031). Fehler in der Anwendung des
materiellen Rechts im konkreten Einzelfall rechtfertigen fur sich genommen nicht die Zulassung der Revision (z.B.
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Senatsbeschluss vom 4. August 2010 X B 198/09, BFH/NV 2010, 2102; Graber/Ruban, Finanzgerichtsordnung, 7.
Aufl.,, § 115 Rz 24 und § 116 Rz 34, jeweils m.w.N.).

b) Im Streitfall liegt kein Rechtsfehler vor, erst recht kein zu greifbarer Gesetzwidrigkeit fiihrender Fehler.

Die Klager machen sinngemaf geltend, die Festsetzung der Aussetzungszinsen entspreche im vorliegenden Fall
nicht dem gesetzgeberischen Willen. Die Vorschrift des § 237 Abs. 1 und 2 AO sehe als Lebenssachverhalt einen
"normalen” Ablauf vor. Daran fehle es, wenn durch die willkurliche Wegnahme von Unterlagen der Klager durch das
FA sowie die Verweigerung der Herausgabe dieser Akten --also durch schuldhaftes Verhalten der Behorde-- den
Klagern die Moglichkeit genommen werde, im Verfahren vor dem FG zu obsiegen.

Diese Auffassung trifft nicht zu. Die Festsetzung der Aussetzungszinsen gemaf §8 237 Abs. 1 und 2, 238, 239 AO ist
auch im vorliegenden Fall von dem den Normen zu Grunde liegenden gesetzgeberischen Willen gedeckt; Fehler in
der Anwendung des materiellen Rechts sind nicht erkennbar.

Dem Steuerpflichtigen sollen durch & 237 Abs. 1 und 2 AO die Zinsvorteile aus der --wie im Nachhinein
festgestellt-- unberechtigt in Anspruch genommenen Aussetzung der Vollziehung genommen werden (grundlegend
z.B. Senatsurteil vom 22. Mai 2007 X R 26/05, BFH/NV 2007, 1817; Heuermann in Hibschmann/Hepp/ Spitaler
--HHSp--, § 237 AO Rz 6). Damit ist es grundsatzlich ohne Bedeutung, aus welchem Grund ein Hauptsacheantrag auf
Herabsetzung der festgesetzten Steuer endguiltig erfolglos bleibt (vgl. Senatsurteil vom 27. November 1991 X R
103/89, BFHE 166, 311, BStBL 11 1992, 319). Der Steuerpflichtige hat es uberdies in der Hand, die erfolgte
Aussetzung der Vollziehung in Anspruch zu nehmen und vorlaufig von einer Begleichung der Steuerschuld
abzusehen oder --trotz gewahrter Aussetzung der Vollziehung-- den Zinslauf jederzeit durch Zahlung zu beenden
(vgl. Senatsurteil in BFHE 166, 311, BStBL 11 1992, 319; Heuermann in HHSp, & 237 AO Rz 36). Einwande gegen
Verfahrensweisen und -handlungen des FA sind mit Rechtsbehelfen gegen diese Mafinahmen oder, wenn solche
nicht zur Verfiigung stehen, im Rahmen des jeweiligen Rechtsbehelfs gegen die diesen Mafinahmen folgenden
Verwaltungsentscheidungen zu treffen. Ist darliber allerdings rechtskraftig entschieden --wie hier iber die
Festsetzung der den Aussetzungszinsen zu Grunde liegenden Steuern--, so ist damit auch Uber diese Einwande
abschlieRend entschieden.

2. Die geltend gemachten Verfahrensmangel haben die Klager nicht --den Anforderungen des & 116 Abs. 3 Satz 3
FGO entsprechend-- schlussig gerigt.

Die Darlegung eines Verfahrensmangels erfordert nach & 116 Abs. 3 Satz 3 FGO die genaue Angabe der Tatsachen,
aus denen sich der geriigte Verfahrensverstof schlussig ergibt. Darliber hinaus ist --aufRer bei den absoluten
Revisionsgrinden gemaf & 119 FGO-- darzulegen, dass --ausgehend von der sachlich-rechtlichen Auffassung der
Vorinstanz-- die angefochtene Entscheidung auf dem geltend gemachten Verfahrensmangel beruhen kann (z.B.
Senatsbeschluss vom 30. Juli 2002 X B 40/02, BFH/NV 2003, 56; vgl. Graber/Ruban, a.a.0., § 116 Rz 48 f. und § 120
Rz 66 f., m.w.N.). An diesen Darlegungen fehlt es. Ob die Klager liberdies ihr Riigerecht entsprechend §§ 155 FGO,
295 der Zivilprozessordnung verloren haben, kann aus diesem Grunde dahinstehen.

a) Soweit die Klager sinngemaf’ riigen, das FG habe verschiedene Akten nicht beigezogen und dadurch den Klagern
das Recht auf Gehor (Art. 103 Abs. 1 des Grundgesetzes, § 96 Abs. 2, & 119 Nr. 3 FGO) dadurch verwehrt, dass diese
zur Stitzung ihrer Rechtsauffassung insoweit nichts haben vorbringen konnen, haben sie nicht dargestellt,
inwiefern die Entscheidung des FG --auf der Grundlage dessen materiell-rechtlicher Auffassung-- im Falle der
begehrten Aktenbeiziehung anders hatte ausfallen konnen (Senatsbeschluss vom 1. August 2005 X B 24/05, BFH/NV
2005, 2222). Abgesehen davon ware die unterlassene Beiziehung von Akten keine Verletzung rechtlichen Gehors,
sondern eine Verletzung der aus & 76 FGO folgenden Sachaufklarungspflicht, zu deren Darlegung allerdings
ebenfalls gehort, was das FG von Amts wegen hatte aufklaren sollen und warum dies zu einem anderen Ergebnis
gefuhrt hatte.

Erganzend weist der Senat darauf hin, dass die pauschale Bezugnahme auf den Vortrag im Klageverfahren
grundsatzlich dem Zweck des Begrindungszwangs bei der Nichtzulassungsbeschwerde nicht gerecht wird, den BFH
davon zu entlasten, selbst das Vorliegen etwaiger Zulassungsgriinde gemaf § 115 Abs. 2 FGO anhand der Akten
ermitteln zu missen (vgl. BFH-Beschluss vom 26. Januar 1995 111 B 52/93, BFH/NV 1995, 709, m.w.N.; vgl.
Graber/Ruban, a.a.0., § 116 Rz 27).

b) Ebenso unschlussig ist die von den Klagern erhobene Riige, das FG habe ihnen keine Akteneinsicht gewahrt und
damit ihnen die Maglichkeit zur rechtlichen Stellungnahme genommen, womit das FG ihnen das Recht auf Gehor

Seite 2 von 3



versagt habe.

14 Der Anspruch auf rechtliches Gehor wird fur das finanzgerichtliche Verfahren u.a. dadurch verwirklicht, dass die
Prozessbeteiligten das Recht haben, die Gerichtsakten und die dem Gericht vorgelegten Akten (insbesondere der
beklagten Behorde) einzusehen (§ 78 FGO). Damit wird gewahrleistet, dass die Beteiligten zu den in den
vorgelegten und beigezogenen Akten enthaltenen Tatsachen Stellung nehmen kdnnen, bevor sie das Gericht zur
Grundlage seiner Entscheidung macht. Falls das Gericht die Akteneinsicht zu Unrecht verweigert, gleichwohl aber
die Akten auswertet, liegt ein Verfahrensfehler vor (vgl. Senatsbeschlusse in BFH/NV 2005, 2222, und vom 11.
November 2008 X B 190/07, BFH/NV 2009, 198, m.w.N.).

15 Die schlussige Rige der Verletzung des rechtlichen Gehdrs --hier durch die (angebliche) Versagung der begehrten
Akteneinsicht-- setzt nach standiger Rechtsprechung des BFH insbesondere die substantiierte Darlegung des
Beschwerdefuhrers voraus, was er bei rechtzeitiger Gewdhrung der Akteneinsicht noch vorgetragen hatte und dass
dies die Entscheidung des FG --auf der Basis der von diesem vertretenen Rechtsauffassung-- hatte beeinflussen
kdnnen (z.B. Senatsbeschliusse in BFH/NV 2005, 2222, und in BFH/NV 2009, 198; vgl. Graber/Ruban, a.a.0., 8 119 Rz
12, m.w.N.). An einem dahingehenden Vortrag mangelt es im Streitfall.

16 ) Soweit dariiber hinaus sinngemaR das Ubergehen von Beweisantritten als VerstoR gegen die
Sachaufklarungspflicht gemaft 8 76 Abs. 1 Satz 1 FGO gerligt wird, fehlt es ebenso an einer dem & 116 Abs. 3 Satz 3
FGO entsprechenden hinreichenden Darlegung des Verfahrensmangels.

17 Wird das Ubergehen von Beweisantragen geriigt, so muss neben dem Beweisthema und dem angebotenen
Beweismittel insbesondere substantiiert vorgetragen werden, inwiefern das Urteil des FG auf der unterlassenen
Beweiserhebung beruhen kann und welches Ergebnis die Beweisaufnahme voraussichtlich ergeben hatte (z.B. BFH-
Beschluss vom 9. Dezember 1998 VIII B 54/97, BFH/NV 1999, 802, m.w.N.). An einem solchen Vortrag fehlt es
ebenso.

18 d) Sollten die Klager mit ihrem Vorbringen Verfahrensmangel des FA riigen, kdnnen sie damit im vorliegenden
Verfahren grundsatzlich nicht gehort werden. Verfahrensmangel i.S. des § 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO sind Verstofie des FG
gegen Vorschriften des Gerichtsverfahrensrechts; Fehler des FA im Besteuerungsverfahren oder im
auBRergerichtlichen Vorverfahren fallen grundsatzlich nicht darunter (z.B. BFH-Beschliisse vom 9. Mai 2007 IX B
218/06, BFH/NV 2007, 1526, und vom 22. Oktober 1994 V B 40/94, BFH/NV 1995, 610; vgl. Graber/Ruban, a.a.0., §
115 Rz 77). Die fehlerhafte Beurteilung von Vorschriften der Abgabenordnung und anderer das
Besteuerungsverfahren regelnder Vorschriften sind deshalb aus der Sicht der Revisionsinstanz keine Verfahrens-,
sondern lediglich materiell-rechtliche Mangel (Graber/Ruban, a.a.0., 8 115 Rz 77; vgl. z.B. BFH-Beschluss vom 25.
Januar 2006 VIII B 45/05, BFH/NV 2006, 961).

19 3. Wenn die Klager mit ihrem Vorbringen, dass "die Interpretation der Bestimmungen uber die Aussetzungszinsen in
der Form, dass es auch bei staatlicher Willkur, die mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist, keine Ausnahme von
Aussetzungszinsen gibt", die grundsatzliche Bedeutung der Rechtssache i.S. von § 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO geltend
machen wollen, genligt auch das den Anforderungen des § 116 Abs. 3 Satz 3 FGO nicht. Diese Regelung erfordert
hinsichtlich des Zulassungsgrundes des & 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO, dass die Klager eine bestimmte, fir die
Entscheidung des Streitfalles erhebliche Rechtsfrage herausstellen und substantiiert darauf eingehen, inwieweit
diese Rechtsfrage im allgemeinen Interesse an einer einheitlichen Entwicklung und Handhabung des Rechts der
hochstrichterlichen Klarung bedarf (standige Rechtsprechung, z.B. Senatsbeschluss vom 7. Juni 2011 X B 212/10,
nicht veroffentlicht, juris). Entsprechende Angaben sind nicht vorhanden.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 3von 3


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201150748/

	Beschluss vom 05. September 2011, X B 144/10
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


